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Schaffung von sieben Gesundheitsregionen
CVP-Delegierte für Neuausrichtung des Gesundheitssystems
Die CVP-Delegierten wollen das Ge-
sundheitswesen umkrempeln und die
Schaffung von sieben Gesundheitsregio-
nen vorsehen. Sie erteilten dem Präsi-
dium den Auftrag zur Vertiefung von
Reformvorschlägen. Dabei machten sie
auch vor Rationierungen nicht halt.

cs. Delsberg, 20. Juni
Eigentliches Thema der CVP-Delegiertenver-

sammlung in Delsberg vom Samstag war die Ge-
sundheitspolitik. Parteipräsident Christophe Dar-
bellay setzte dabei auf den Führungsanspruch der
Politik und will das Gesundheitssystem mit hoher
Qualität zu vernünftigen Preisen neu erfinden.
Die CVP werde die Fragen an die Hand nehmen
– ohne Tabus.

Ein neuer Verfassungsartikel
Das Gesundheitssystem stehe, wie Darbellay aus-
führte, an einem Wendepunkt. Ohne echte Refor-
men rutsche die obligatorische Krankenversiche-
rung in finanzielle Schieflage, prophezeite der
CVP-Präsident. Viele Versicherte würden ihre
Prämien nicht mehr bezahlen können, die Leis-
tungserbringer erhielten ihre Leistungen nicht
mehr vergütet, und die Kassen würden Defizite
einfahren. Darbellay schloss sich der Analyse des
St. Galler Onkologie-Chefarztes Prof. Cerny an,
wonach für die Schweiz 100 statt der 350 Spitäler
genügen würden. Im Verfassen von entsprechen-
den Patientenverfügungen sieht der CVP-Präsi-
dent ferner die Möglichkeit, dass der Einzelne zur
Vermeidung von medizinischer Überversorgung
am Ende des Lebens beitragen könne. So unter-
stützen Christlichdemokraten denn auch die Pal-
liativpflege, um das bestmögliche Leben mit der
Krankheit zu ermöglichen. Darbellay wandte sich
schliesslich gegen die 200 Millionen Franken, die
der Bundesrat zusätzlich zur Prämienverbilligung
einsetzen will. Denn damit werde blosse Sym-
ptombekämpfung betrieben.

In einer Resolution haben die Delegierten das
Präsidium, gestützt auf ein Diskussionspapier, be-
auftragt, die Positionen zu vertiefen und die
Reform des Gesundheitswesens vorzubereiten.
Danach soll mit einem neuen Verfassungsartikel,
«Santos», die rechtliche Grundlage für sieben
Versorgungs- und Planungsregionen geschaffen
werden. Für die gemeinsamen Entscheide der
Kantone wären besondere Mechanismen zu ent-
wickeln. Definition und Planung der Spitzen-
medizin hätten hingegen auf Bundesebene zu er-
folgen. Weiter sei die Hausarztmedizin zu stärken
und der Numerus clausus für das Medizinstudium
abzuschaffen. Die integrierte Versorgung, in wel-
cher der Hausarzt die Begleitung des Patienten
durch das System übernimmt, sieht die CVP als
Grundmodell der obligatorischen Krankenver-
sicherung. Für die Leistungserbringer bedeutete
dies auch Budget-Mitverantwortung. Für die
Rechnungslegung bei den Krankenversicherun-
gen fordert die Partei mehr Transparenz. Dies
heisst etwa vollkommene Trennung zwischen
Leistungen der Grundversicherung und der Zu-
satzversicherungen.

Keine Tabus
Auch der Leistungskatalog der Grundversiche-
rung ist für die CVP nicht unantastbar. Für die
Aufnahme neuer Leistungen müsse der Zusatz-
nutzen hinreichend belegt sein. Eine Überprü-
fung habe alle zwei Jahre stattzufinden. Weiter ist
die Rationierung von Leistungen für die CVP
kein Tabu. Die Christlichdemokraten denken da-
bei an die Festlegung genauer Kriterien für die
Erbringung von medizinischen Leistungen. Über
die transparente Darlegung der Kriterien werde
eine verdeckte Rationierung verhindert. Sie wol-
len eine Übermedikation bei schweren Erkran-
kungen und Sterbenden verhindern und stattdes-
sen die Palliativmedizin stärken. Die Notfall-
dienste sodann sind durch einen Kostenbeitrag
von 50 Franken von Bagatellfällen zu entlasten.
Schliesslich fordert die CVP eine Überprüfung
der Prämienverbilligung. Insgesamt umfasst das
Diskussionspapier 15 Reformansätze.

Ja zur Senkung des Umwandlungssatzes
Die CVP-Delegierten sprachen sich ferner an
ihrer Delegiertenversammlung ohne Gegenstim-
me bei 6 Enthaltungen für die vorgesehene Sen-
kung des Umwandlungssatzes in der beruflichen
Altersvorsorge aus, die zu Kürzungen bei der
monatlichen Rente führt. Sie folgten damit dem
Antrag des CVP-Vorstandes, der die Senkung an-
gesichts weniger günstiger Renditeaussichten auf
den Finanzmärkten und der höheren Lebens-
erwartung für notwendig erachtet. Gegen die vom
Parlament beschlossene Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes hat die Linke das Referen-
dum ergriffen. Die Volksabstimmung erfolgt vor-
aussichtlich im November.
AUS DEN KANTONEN

Internetpranger für säumige Gemeinden. Der
Kanton Bern droht Gemeinden, die über keinen
aktuellen Finanzplan für die Jahre 2009 bis 2014 ver-
fügen, mit einer Veröffentlichung im Internet. Der
bernische Justizdirektor Christoph Neuhaus hat
Mitte Juni insgesamt 18 säumigen Gemeinden ein
entsprechendes Schreiben zukommen lassen. Die
Öffentlichkeit müsse darüber informiert sein, falls
eine Gemeinde bei ihrer Finanzhaushaltsführung
«sozusagen im Blindflug» unterwegs sei, betonte
Neuhaus. Die Daten der Finanzplanung liessen
nämlich frühzeitig auf kritische Entwicklungen im
Finanzhaushalt schliessen. Dies sei nicht zuletzt
wichtig, damit der Kanton rechtzeitig Unterstützung
bieten könne. (sda)
KURZMELDUNGEN
Botta-Kapelle – keine aufschiebende Wirkung. Das
Bundesgericht hat der Beschwerde der Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz gegen die geplante Ka-
pelle auf der Moosalp bei Törbel die aufschiebende
Wirkung verwehrt. Laut Gericht droht kein nicht
wiedergutzumachender Nachteil. Die Stiftung ist der
Ansicht, dass die von Stararchitekt Mario Botta ent-
worfene Kapelle nicht ausserhalb der Bauzone er-
richtet werden darf. Das Walliser Kantonsgericht
habe das touristische Potenzial der Kapelle über-
bewertet, anstatt dem Naturschutz den nötigen Stel-
lenwert einzuräumen. (sda)
Maria Hediger in einem zum rollenden Gefängnis umgebauten Bahnpostwagen. ADRIAN BAER
Gefängnis (4/5)

Reiseleiterin mit Handfesseln und Pfefferspray
Die Securitas-Angestellte Maria Hediger begleitet Häftlingstransporte

Für interkantonale Gefangenentrans-
porte ist in der Schweiz das Sicherheits-
unternehmen Securitas zuständig. Dabei
werden immer auch Frauen eingesetzt.
Maria Hediger ist eine von ihnen.

fsi. «Madame, un peu de l'eau!», ein bisschen
Wasser, fordert der junge Nordafrikaner in Ab-
teil 14. Und eine Zigarette hätte er auch gerne.
Das Wasser wird ihm Maria Hediger geben, aber
erst, wenn der Zug abgefahren ist. Und er wird,
ebenso wie seine Mitreisenden in den Abteilen 13
und 11, auch einen Schokoladenriegel, etwas
Leberpastete und Knäckebrot kriegen. Zigaret-
ten allerdings gibt es keine. Denn Hediger und ihr
Kollege sollen zwar dafür sorgen, dass es den Pas-
sagieren des SBB-Kurses 9020/21 an nichts Not-
wendigem mangelt, aber jeder Wunsch wird ihnen
dann doch nicht erfüllt. Bei dem Zug, der nur aus
einer Lokomotive und einem umgebauten ehe-
maligen Bahnpostwagen besteht, handelt es sich
nämlich um einen Gefangenentransport.

13 258 Transporte im vergangenen Jahr
Wo früher Briefe in Fächer sortiert wurden, sind
jetzt 18 vergitterte Einzelzellen eingebaut. Die
beiden blau uniformierten Zugbegleiter sind An-
gestellte der Securitas, die seit 2001 im Auftrag
der Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz und
des Bundes die interkantonalen Gefangenen-
transporte durchführt. Mit 18 Bussen fährt das
Sicherheitsunternehmen von Montag bis Freitag
Dutzende von Häftlingen von Gefängnis zu Ge-
fängnis, zu Gerichtsterminen, zum Flughafen und
zu Befragungen. Und einmal täglich verkehrt der
Spezialzug zwischen den zentralen Austauschstel-
len Zürich Nord und Bern West mit Zwischenhalt
in der Nähe von Aarau. Im vergangenen Jahr
transportierte die Securitas 13 258 Häftlinge.
Jeder der Busse mit 4 bis 5 Zellen legt an die
100 000 Kilometer jährlich zurück. Mit dem Zug
sind in beiden Fahrtrichtungen durchschnittlich je
10 Klienten pro Tag unterwegs.

Rund 100 Angestellte an verschiedenen
Standorten im ganzen Land arbeiten im Gefange-
nentransport. Sie sind alle für den Ordnungs-
dienst ausgebildet und werden auch regelmässig
in diesen eingeteilt. Das sei wichtig, betont
Richard Liver, Personalbetreuer bei der Einsatz-
leitung. «Denn das macht den Kopf klar.» Die
Leute werden regelmässig in Selbstverteidigung
trainiert. Sie müssen eine charakterliche Eig-
nungsprüfung sowie jährliche sportliche Leis-
tungstests bestehen, und zu ihrer Zusatzausbil-
dung gehört überdies die Fahrprüfung für den be-
ruflichen Personentransport. Weil oft auch Frau-
en unter den Klienten sind, bestehen die Teams
stets aus einem Mann und einer Frau.

Von der Backstube zur Securitas
Die grossgewachsene, sportliche Zentralschwei-
zerin Maria Hediger ist eine dieser Frauen. Sie ist
seit rund vier Jahren beim grössten Schweizer
Sicherheitsunternehmen angestellt. Zuvor hatte
sie mehrere Jahre in ihrem erlernten Beruf als
Bäcker/Konditorin und Confiseurin gearbeitet.
«Doch mein Wunsch war es immer, irgendetwas
im Sicherheitsbereich zu machen», berichtet sie
während einer Fahrt im Gefangenenzug. Angst
vor ihren Passagieren hat sie keine. Zum einen
seien die Sicherheitsvorkehrungen sehr gut, und
man sei nie alleine mit einem nicht gefesselten
Häftling. Zum anderen werde sie regelmässig in
Selbstverteidigung unterrichtet. Und überdies
habe sie jahrelang Karate gemacht und den
schwarzen Gurt erworben.

Ihre Arbeit empfindet die 30-jährige Wach-
frau nicht als belastend; dazu trage wohl auch der
Umstand bei, dass sie nicht wisse, was die jeweili-
gen Passagiere auf dem Kerbholz hätten. Sie be-
handle die Gefangenen so, wie sie selber auch
gerne behandelt werden möchte, erklärt sie.
«Grundsätzlich verkehrt man mit den Leuten per
Sie», ergänzt Richard Liver, der bei unserer Fahrt
dabei ist. «Das schafft eine gewisse Distanz und
verhilft auch zu mehr Respekt.» Zwar gebe es
immer wieder renitente Häftlinge, berichtet He-
diger. Doch die Problemfälle hielten sich in Gren-
zen. Auch sexuelle Belästigungen kämen hin und
wieder vor. Die seien natürlich unangenehm, blie-
ben aber meist verbal. «Und wenn mich einer be-
tatschen will, hört er schnell wieder auf.»

Dann ruft wieder einer nach den Betreuern.
Die beiden Reiseleiter mit Pfefferspray und
Handschellen am Gurt gehen nach hinten zu den
Zellen. Es wird nicht das letzte Mal sein auf dieser
Fahrt. Der Kurs 9021 geniesst keine Priorität und
muss immer wieder anhalten und andere Züge
passieren lassen. Über zweieinhalb Stunden dau-
ert die Reise von Bern nach Zürich. Wenigstens
haben die Passagiere keine Zeitnot.
Flüchtlingsfest auf dem Bundesplatz in Bern. In
Bern ist am Samstag der Flüchtlingstag mit einem
Flüchtlingsfest vor dem Bundeshaus begangen wor-
den. An Ständen wurden kulinarische Spezialitäten
aus verschiedenen Ländern angeboten. Politische
Reden wurden mit musikalischen und tänzerischen
Darbietungen umrahmt. Der Generalsekretär der
Schweizerischen Flüchtlingshilfe, Beat Meier, erin-
nerte an die humanitäre Tradition der Schweiz. Die
natürliche Bereitschaft, Menschen in Not zu helfen,
werde indessen zunehmend durch teilweise bewusst
geschürte Ängste und Vorurteile behindert. (ap)
EVP-Nein zu Minarett-Initiative. Die Evangelische
Volkspartei der Schweiz (EVP) sagt Nein zur Mina-
rett-Initiative. Vielmehr soll ein neuer Religionsarti-
kel die Religionsfreiheit für alle garantieren, aber
auch festhalten, dass die christliche Tradition der
Schweiz zu respektieren sei. Die Delegierten der
EVP Schweiz haben am Samstag in Winterthur nach
angeregter Diskussion mit 92 zu 29 Stimmen die
Nein-Parole zur Minarett-Initiative beschlossen.
Diese sei das falsche Mittel, «um die muslimische
Bevölkerung auf unsere Grundwerte zu verpflich-
ten», lautete der Tenor. (ap)
Resolution für mehr öffentlichen Verkehr. Der
Verkehrsclub der Schweiz (VCS) fordert angesichts
von Klimaerwärmung, Zersiedelung und wachsen-
dem motorisiertem Individualverkehr eine Trend-
wende zugunsten des öffentlichen Verkehrs (öV).
Der ÖV-Anteil müsse von heute rund 22 Prozent bis
2030 verdoppelt werden, fordert der VCS in einer
Resolution. (ap)
Türkische Protestnote an höchste Schweizerin.
Der türkische Botschafter hat Nationalratspräsiden-
tin Chiara Simoneschi-Cortesi einen Protestbrief ge-
schickt. Darin kritisiert er eine Rede der höchsten
Schweizerin zum Völkermord an den Armeniern. Im
Brief wirft die Türkei Simoneschi vor, ihr Auftritt vor
der Gesellschaft Schweiz - Armenien am 24. April in
Genf habe der offiziellen Haltung der Schweiz wider-
sprochen, wie Simoneschi am Sonntag einen Bericht
der «NZZ am Sonntag» bestätigte. Die Nationalrats-
präsidentin weist den Vorwurf der Türkei zurück:
«Das stimmt nicht, ich habe die Haltung des Natio-
nalrats vertreten.» Dieser hatte 2003 ein Postulat
überwiesen, in dem er den Genozid an den Arme-
niern durch die Türkei 1915 offiziell anerkennt. (sda)
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